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VORSCHLÄGE 

Der Rechtsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz 

und Inneres, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. ist der Ansicht, dass die Organe, Agenturen und sonstigen Einrichtungen der 

Europäischen Union bei der Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 die mit dem 

Vertrag von Lissabon und der Charta der Grundrechte eingeführten Regeln und 

Änderungen nach wie vor weder gebührend berücksichtigen noch einhalten, und zwar 

insbesondere was die partizipative Demokratie betrifft; verweist auf und begrüßt die 

unlängst ergangenen Urteile der Großen Kammer des Gerichtshofs in den Rechtssachen 

Digital Rights Ireland Ltd1 und Schrems2, in denen sich der Gerichtshof auf die Charta 

stützte, als er die Richtlinie über die Vorratsdatenspeicherung3 beziehungsweise die Safe-

Harbour-Entscheidung4 für nichtig erklärte; hebt hervor, dass die Gewährung des 

öffentlichen Zugangs zu Dokumenten sowie die Verwaltung von Dokumentenregistern 

auf der Grundlage von Standards erfolgen sollten, die in vollem Einklang mit den 

Artikeln 41 und 42 der Charta stehen;  

2. hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass in den geltenden Verträgen keine 

Bestimmungen mehr enthalten sind, die mit Artikel 207 Absatz 3 des früheren EG-

Vertrags vergleichbar sind, der zwar ausschließlich den Zugang zu Dokumenten des Rates 

betraf, jedoch bei Legislativdossiers als Grundlage für den so genannten „Schutz der 

Vertraulichkeit“ im Sinne von Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung diente; bekräftigt erneut 

seinen Standpunkt, den auch die Europäische Bürgerbeauftragte teilt, dass die aktuellen 

Verfahren für Triloge im Vorfeld einer möglichen Einigung in erster Lesung im 

legislativen Bereich weder ein angemessenes Maß an Transparenz noch Zugang zu 

Dokumenten ermöglichen; weist darauf hin, dass Triloge zwar wichtig und wirksam sind, 

die derzeitigen einschlägigen Verfahren allerdings die Transparenz des 

Rechtsetzungsverfahrens infrage stellen, und dass diese Transparenz „zur Stärkung der 

Demokratie bei[trägt], indem sie den Bürgern ermöglicht, alle Informationen zu 

überprüfen, auf deren Grundlage ein Rechtsakt ergangen ist“, wie der Gerichtshof der 

Europäischen Union in seinem Urteil in den verbundenen Rechtssachen Schweden und 

Turco gegen Rat festgehalten hat; weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass 

legislative Dokumente zwar grundlegend offengelegt werden, jedoch im Einzelfall und 

nach sorgfältiger Abwägung des allgemeinen Interesses und der tatsächlichen und 

erheblichen Gefahr, dass dies den Beschlussfassungsprozess der Organe ernsthaft 

untergraben würde, Ausnahmen von der Offenlegung Anwendung finden können; 

3. bekräftigt, dass die Gefahr des Drucks von außen in der Rechtsprechung des Gerichtshofs 

der Europäischen Union anerkannt wird und ein rechtmäßiger Grund für die 

Beschränkung des Zugangs zu Dokumenten im Zusammenhang mit dem 

Beschlussfassungsverfahren sein kann, aber nur dann, wenn ein derartiger Druck von 

außen auch mit absoluter Sicherheit festgestellt und eine angemessen absehbare Gefahr 

                                                 
1 Verbundene Rechtssachen C-293/12 und C-594/12. Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 

8. April 2014. 
2 Rechtssache C-362/14. Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 6. Oktober 2015.  
3 Richtlinie 2006/24/EG. 
4 Beschluss 2000/520/EG der Kommission vom 26. Juli 2000. 
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nachgewiesen wurde, dass der zu fassende Beschluss erheblich durch diesen Druck 

beeinträchtigt würde1; ist besorgt darüber, dass die derzeitige Praxis beim Zugang zu 

entscheidenden Phasen des Rechtsetzungsprozesses Lobbyisten und nicht die breite 

Öffentlichkeit bevorzugt; 

4. ist daher der Ansicht, dass im Rahmen von Trilogen zur Erleichterung der Verhandlungen 

ausgearbeitete Dokumente wie Tagesordnungen, Zusammenfassungen von Ergebnissen 

und Protokolle grundsätzlich nicht von anderen legislativen Dokumenten unterschieden 

werden dürfen; bekräftigt, dass es seine jeweils zuständigen Einrichtungen bereits damit 

beauftragt hat, entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, und andere Organe aufgefordert 

hat, es ihnen gleichzutun; vertritt die Auffassung, dass eine Liste der Trilogverhandlungen 

und die oben genannten Dokumente unmittelbar im Dokumentenregister des Parlaments 

bereitgestellt werden sollten; bekräftigt, dass die künftige interinstitutionelle Vereinbarung 

über bessere Rechtsetzung nach ihrer Annahme Bestimmungen über eine Datenbank für 

Legislativdossiers und über die ordnungsgemäße Führung von Trilogen enthalten wird; 

5. hebt hervor, dass es für die Verbesserung der Transparenz bei Einigungen in erster 

Lesung, die in der Regel im Rahmen von Trilogen erzielt werden und immer häufiger zum 

Einsatz kommen, wichtig ist, nach jedem Trilog öffentlich über den Verlauf der 

Verhandlungen zu berichten und sich für ein Mandat des Plenums für das 

Verhandlungsteam des Europäischen Parlaments einzusetzen; 

6. hebt hervor, dass auch für nichtlegislative Dokumente wie beispielsweise 

Verwaltungspapiere der Grundsatz „des größtmöglichen Zugangs zu Dokumenten“ im 

Sinne von Artikel 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 gilt und dass 

sämtliche Dokumente auf Einzelfallbasis geprüft werden sollten, um zu ermitteln, ob ihre 

Offenlegung den Schutz einer der Interessen, die durch die Ausnahmen vom 

Informationszugang der Öffentlichkeit geschützt sind, tatsächlich beeinträchtigen und – 

falls dies in der Verordnung vorgesehen ist – ob ein übergeordnetes öffentliches Interesse 

eine Offenlegung des Dokuments erfordert, auch wenn dem ersten Anschein nach eine 

Ausnahme anwendbar gewesen wäre; 

7. fordert die Kommission nachdrücklich auf, ein gemeinsames Register für 

Legislativverfahren einzurichten, um die Rückverfolgbarkeit der einzelnen Verfahren zu 

vereinfachen; 

8. bekräftigt, dass die Organe gemäß Artikel 1 Buchstabe c und Artikel 15 Absatz 1 der 

Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 dazu verpflichtet sind, „eine gute Verwaltungspraxis im 

Hinblick auf den Zugang zu Dokumenten zu fördern“ und „eine gute Verwaltungspraxis 

[zu entwickeln], um die Ausübung des durch diese Verordnung gewährleisteten Rechts 

auf Zugang zu Dokumenten zu erleichtern“; hebt hervor, dass im Sinne von 

Artikel 298 AEUV und Artikel 41 der Charta der Grundrechte Transparenz eng mit dem 

Recht auf eine gute Verwaltung verknüpft ist, und bekräftigt seine Forderung nach Erlass 

einer Verordnung über Verwaltungsverfahren innerhalb der eigenen Verwaltung der EU2; 

                                                 
1 Rechtssache T-144/05, Pablo Munoz gegen Kommission, Randnummer 86. 
2 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 15. Januar 2013 mit Empfehlungen an die Kommission zu 

einem Verwaltungsverfahrensrecht der Europäischen Union (ABl. C 440, 30.12.2015, S. 17). 
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9. erachtet es als vorrangig, dass die Organe der EU beim Zugang zu Dokumenten für 

uneingeschränkte Transparenz sorgen sollen; hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass 

neben Dokumenten auch die Beratungen des Rates veröffentlicht werden sollten, damit 

die Bürger sowohl den Ablauf des Beschlussfassungsverfahrens als auch die 

Beweggründe verstehen; 

10. begrüßt den Vorschlag, die Kommission aufzufordern, ein Register der delegierten 

Rechtsakte – die einen großen Teil des Unionsrechts ausmachen – einzuführen, und weist 

darauf hin, dass nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 und im Interesse 

einer umfassenden parlamentarischen, demokratischen und transparenten Kontrolle auch 

der Zugang zu den Dokumenten gewährt werden muss, die im Rahmen der 

Befugnisübertragung erstellt werden; 

11. fordert den Rat mit Nachdruck auf, seine Politik für den Zugang zu Dokumenten zu 

überarbeiten und mit den einschlägigen Bestimmungen der Charta der Grundrechte in 

Einklang zu bringen; 

12. weist darauf hin, dass die Bürger im Einklang mit dem Grundsatz der Rückverfolgbarkeit 

und dem Standpunkt des Parlaments in früheren Entschließungen das Recht haben 

müssen, sich über das Handeln ihrer Vertreter, den Beschlussfassungsprozess und die 

Zuweisung und Verwendung öffentlicher Mittel zu informieren und eine entsprechende 

Kontrolle auszuüben, da nur so die Legitimität und die Verantwortlichkeit eines 

demokratischen politischen Systems unter Wahrung des Rechtsstaats gewährleistet sind; 

13. weist darauf hin, dass bei der Veröffentlichung von Informationen über die Vergütungen 

der MdEP und die entsprechende Regelung auf der Website des Parlaments zwar 

Fortschritte erzielt wurden, dieser Ansatz jedoch unter Berücksichtigung der bewährten 

Verfahren der einzelstaatlichen Parlamente sowie der Initiativen einzelner MdEP verfolgt 

werden sollte; fordert daher alle MdEP auf, sich aktiv darum zu bemühen, Informationen 

über ihre jeweiligen Tätigkeiten und die Verwendung von Mitteln offenzulegen, sodass 

dem Parlament in Bezug auf Transparenz und Offenheit in der EU weiterhin eine 

Vorreiterrolle zukommt und für die öffentlichen Mittel eine bessere Rechenschaftspflicht 

gegenüber der Öffentlichkeit gewährleistet ist; 

14. bedauert, dass die letzte Sitzung des gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 1049/2001 errichteten Interinstitutionellen Ausschusses am 15. Dezember 2009 

stattfand; fordert den Interinstitutionellen Ausschuss erneut auf, einen aktiveren Beitrag zu 

leisten und den zuständigen Ausschüssen über die erörterten Fragen Bericht zu erstatten; 

fordert den Interinstitutionellen Ausschuss auf, regelmäßiger zusammenzutreten und 

interne Diskussionen und Beratungen allgemein zugänglich zu machen, indem er die 

Zivilgesellschaft, den Europäischen Bürgerbeauftragten und den Europäischen 

Datenschutzbeauftragten auffordert, Vorschläge zu unterbreiten, und diese prüft; fordert 

den Interinstitutionellen Ausschuss auf, die in der vorliegenden Entschließung genannten 

Punkte dringend in Angriff zu nehmen. 
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